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Steuerstrategie funktioniert 
– für Aktionäre sogar zu gut
Der Kanton Glarus ist mit 
seiner Steuerstrategie auf 
einem guten Kurs. Sie bringt
nach einer Durststrecke wieder
Wachstum. Vom Discount bei
der Dividendenbesteuerung
will der Regierungsrat aber
wieder weg.

Von Fridolin Rast

Glarus. – Zuerst gemerkt haben es die
Glarner Steuerzahler selbst: Mit
Steuersenkungen für Unternehmen
2009 und für Private 2010 ist die
Steuerrechnung für viele tiefer ausge-
fallen als in den Vorjahren. 

Privileg soll reduziert werden 
Für einen kleinen Kreis ist aber nicht
nur die Steuerrechnung kleiner ge-
worden. Aktionäre haben gezielt ihr
Einkommen reduziert und stattdes-
sen Dividenden aus dem Betrieb he-
rausgeholt, wie der Regierungsrat in
seinem Bulletin von gestern festhält.
Mit dem Effekt, dass nicht nur der
Kantonskasse Geld entgeht, sondern
vor allem auch den Sozialversiche-
rungen. 

Das sei «problematisch», die «Ni-
schenstrategie» in diesem Punkt habe
sich nicht bewährt, gesteht Finanzdi-
rektor Rolf Widmer ein. Und: Zur pri-
vilegierten Minderheit von etwa
350 Steuerzahlern hätten sich nur
acht Zuzüger gesellt. Die Regierung
will den steuerfreien Dividendenan-
teil deshalb wieder senken und
schlägt dafür eine Gesetzesänderung
vor (siehe Box).

Die Steuerstrategie des Kantons
richtet sich aber vor allem an Interes-
sierte, die in den Kanton zügeln
könnten: Bei den Steuern für Private
steht Glarus auf Rang elf, im dicht ge-
drängten Mittelfeld. Für Firmen ist er
ebenso attraktiv wie seine Nachbarn
und Konkurrenten. Auch aus interna-
tionaler Sicht sei man für Firmen
sehr attraktiv geworden, heisst es im
Bulletin. 

Ob die Rechnung aber auch für die
öffentlichen Finanzen aufgehen kann,
hat der Kanton in einer Studie der
Konjunkturforscher von BAK Basel
untersuchen lassen. 

Signale stehen auf «aufwärts»
Nach längerer Wachstumsschwäche
und Stagnation stelle der Bericht
«spürbare Dynamik» fest, resümiert
der Regierungsrat. Die Bevölkerung

dürfte bald auf 40 000 Einwohner
wachsen. Diese Zunahme senke die
Kosten pro Einwohner – und tenden-
ziell darum die Steuern. Denn die In-
frastruktur reiche auch für 41 000
Leute, kommentiert Rolf Widmer.

Widmer verweist auf geplante oder
schon gebaute 1000 Wohnungen und
Einfamilienhäuser sowie rund 500
neue Arbeitsplätze, mit denen ge-
rechnet werden könne. «Der Glaube

an Glarus als Wohn- und Wirtschafts-
standort ist gestiegen», freut sich
Widmer.

Weil seit der letzten Steuersenkung
erst kurze Zeit vergangen ist, können
auch die Basler Ökonomen noch nicht
eindeutig sagen, dass die Strategie
aufgehen wird. Es gebe aber nur Sig-
nale für ein Ja oder ein «Neutral»,
nicht aber für ein Nein. So könnten
die kurzfristigen Steuerausfälle schon

bald durch zuziehende Firmen und
Private ausgeglichen werden. 

«Steuern Schritt für Schritt senken»
Das Glarner Wirtschaftswachstum
müsse allerdings zum Schweizer
Durchschnitt aufschliessen, so die
Studie. Nur so könne Glarus die Fi-
nanzen langfristig im Lot halten, ohne
sich neu zu verschulden – oder die
Steuern halt doch wieder zu erhöhen. 

Ob und wann im «Vergleichsfall»
Obwalden zusätzliche Steuerzahler
die Ausfälle je kompensierten, sei un-
klar. «Die Obwaldner wollten unbe-
dingt die günstigsten sein, der Kanton
Glarus will dagegen nur schrittweise
die Steuern senken, soweit er sich das
leisten kann», so Widmer. Sein Vorbild
sei aber nicht Obwalden, sondern der
Kanton Schwyz, der auf diese mode-
rate Weise Erfolg habe. Schwyz aber
habe für diesen Erfolg 30 Jahre arbei-
ten müssen. KommENTar 5. SPaLTE

Es geht aufwärts: Die Wydenhof-Überbauung samt Bankfiliale macht das
Erstarken des Wirtschaftsstandorts Glarnerland sichtbar. Bild Maya Rhyner

Steuergesetz 
soll revidiert werden
Glarus. – Die tiefste Dividenden-
besteuerung der Schweiz zu bieten

– das funktioniert nicht. «Die
Steuerausfälle sind relativ hoch,
der Nutzen beschränkt», schreibt
der Glarner Regierungsrat im Bul-
letin von gestern. Und er gibt Ge-
gensteuer. Steuerbar sollen künftig
50 und nicht nur 20 Prozent der
Dividenden sein. Finanzdirektor
Rolf Widmer erklärt, dies entspre-
che dem ursprünglichen Vorschlag
des Regierungsrats, die Senkung
auf 20 Prozent habe der Landrat
damals der Landsgemeinde vorge-
schlagen. 

Firmen sollen ihre Gewinnsteuer
auch nicht mehr von der Kapital-
steuer abziehen können, als Kom-
pensation soll jedoch der Gewinn-
steuersatz von 9 auf 8 Prozent sin-
ken. Der Regierungsrat schlägt zu-
handen der Landsgemeinde auch
vor, den Kantonssteuersatz um
1 Prozent zu senken. Der Kanton
werde durch die Änderungen nicht
stärker belastet, die Gemeinden
könnten mit 1,5 Millionen Franken
mehr Steuerertrag rechnen.

Die Regierung will ausserdem
Feuerwehrsold bis 5000 Franken
von den Steuern befreien, gemäss
neuem Bundesrecht. (fra)

KommENTar

Nur verträglich
mit eiNer PortioN
Solidarität
Von Fridolin Rast

Der Kanton Glarus hat seine Steu-
ern ins schweizerische Mittelfeld
gesenkt. Würden alle Kantone 
genau das und nicht mehr tun, so
wäre es kein Steuerdumping und
kein Rennen um den tiefsten Satz,
sondern eine autonome Art der 
gesamtschweizerischen Steuer -
harmonisierung. Umso besser, 
dass trotz dieses politischen Reiz-
wortes nun renommierte Konjunk-
turforscher der Glarner Steuer -
strategie gute Erfolgsaussichten
attestieren.

Eine kleine und privilegierte
Gruppe profitiert aber – im
Schlepptau einer milliardenschwer
verunglückten Unternehmenssteu-
erreform des Bundes – massiv. Wie
der Regierungsrat hat feststellen
müssen, lohnt sich der 80-prozen-
tige Steuerrabatt auf Aktionärsge-
winnen für diese Gruppe gleich
doppelt. Sie spart Steuern, indem
sie sich den Firmenchef-Lohn zur
Dividende machen lässt. Und sie
kann damit gleich auch noch ihre
Lohnabzüge zugunsten der Sozial-
versicherungen massiv reduzieren. 

Leider leidet die Solidarität zwi-
schen Chef und Belegschaft damit
massiv. Gut also, dass der Regie-
rungsrat Gegensteuer gibt und den
Anreiz zu diesem Ausklinken aus
den Sozialwerken zumindest wie-
der verkleinern will. 

Nötig bleibt aber auch die Solida-
rität unter den Kantonen. Sie
heisst Finanzausgleich und soll da-
für sorgen, dass der Steuerwettbe-
werb ein Anreiz zur Optimierung
der staatlichen Tätigkeiten bleibt.
Und nicht zum Rennen um die
tiefsten Steuern ausartet. Denn
wer – Beispiel ländliches Obwal-
den – mit dem Honigtopf die rei-
chen Steuer-Optimierer anzieht,
darf dafür nicht jene leiden lassen,
die in der Stadt auf den Steuer-Ab-
wanderer verzichten müssen – und
trotzdem Uni, Unispital, Oper und
ÖV für den Pendelweg finanzieren. 

frast@suedostschweiz.ch

Wenn Romeo
auch Julia ist
Glarus. – Bernd Lafrenz hat am Don-
nerstag in der Buchhandlung Wort-
reich in Glarus einmal mehr eine
Kostprobe seines Könnens gegeben.
Lafrenz führte, frei nach Shake-
speare, «Romeo und Julia» auf – ganz
alleine.

Lafrenz schlüpfte während andert-
halb Stunden in nicht weniger als
zwölf verschiedene Rollen. Er ist ein
Künstler, der es versteht, die Fantasie
der Zuschauer so anzuregen, dass sie
ihm trotzdem durch das ganze Stück
folgen können. In Sekundenschnelle
springt er von einer Rolle in die
nächste. Das Publikum zeigte sich be-
geistert: «Lafrenz hat eine extrem gu-
te Mimik. Und seine Wandelbarkeit ist
grandios» – «Dass ein Drama so wit-
zig interpretiert werden kann, finde
ich super.» (loi)

Bittere Tränen: Romeo weint um
Julia – oder ist es vielleicht genau um-
gekehrt? Bild Jessica Loi

Walenseeregion setzt
auf Olympische Spiele
Die Talgemeinschaft Sarganser-
land-Walensee erhofft sich von
Olympischen Spielen in Grau-
bünden einen Ausbau der ÖV-
Infrastruktur.

Unterterzen. – Der Vorstand der Tal-
gemeinschaft Sarganserland-Walen-
see (TSW) hat sich mit der geplanten
Olympia-Kandidatur des Bündner-
landes beschäftigt. Bundesrat Maurer
kündigte in diesem Zusammenhang
bereits auch Gelder für die Infrastruk-
tur der Bahn an. Die Region Sargan-
serland-Walensee wird von den Zu-
bringerlinien aus dem Grossraum Zü-
rich und aus der Bodenseeregion ge-
quert. Gemäss der TSW ist dies die
einmalige Chance, auf die Bedeutung
von Investitionen in die Bahninfra-
struktur in der Region Sarganserland-
Walensee hinzuweisen. Die TSW bit-
tet unter anderen die zuständigen Re-
gierungsräte in St.Gallen und Glarus,
sich beim Bund dafür stark zu ma-
chen. (eing)


